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KURZE BEGRÜNDUNG 

In dem Vorschlag der Kommission sind der Anwendungsbereich und die Ziele der Ausgaben 

im Bereich Lebensmittel und Futtermittel bis zu einem Höchstbetrag von 

1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen festgelegt. Zu den Zielen gehören ein hohes 

Sicherheitsniveau von Lebensmitteln und Lebensmittelproduktionssystemen, ein besserer 

Tiergesundheitszustand und Tierschutz, die Erkennung und Tilgung von Schadorganismen 

sowie die Gewährleistung einer wirksamen Durchführung amtlicher Kontrollen. 

Am 29. Juni 2011 legte die Kommission ihren Vorschlag für einen mehrjährigen 

Finanzrahmen für den Zeitraum 2014-2020 vor, der am 6. Juli 2012 geändert wurde. Unter 

Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 7./8. Februar 2013 

schlägt die Kommission einen Höchstbetrag von 1 891,936 Mio. EUR für Ausgaben im 

Bereich Lebensmittel und Futtermittel während des Zeitraums 2014-2020 vor. Gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 58/2003 des Rates vom 19. Dezember 2002 zur Festlegung des Statuts 

der Exekutivagenturen, die mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung von 

Gemeinschaftsprogrammen beauftragt werden, hat die Kommission die Exekutivagentur für 

Gesundheit und Verbraucher seit 2008 mit Durchführungsaufgaben für die Verwaltung des 

Programms für Lebensmittel und Futtermittel beauftragt. Die Kommission kann auf der 

Grundlage einer Kosten-Nutzen-Analyse eine bestehende Exekutivagentur mit der 

Durchführung dieses Programms beauftragen. 

Ferner sieht der Vorschlag vor, dass Fördersätze für Finanzhilfen gestrafft werden und der 

Normalfördersatz auf 50 % der förderfähigen Kosten festgesetzt wird. Dieser Satz kann 

jedoch unter bestimmten Bedingungen auf 75 % und 100 % erhöht werden. 

Im Bereich Pflanzengesundheit wird die Finanzhilfe der Union auch 

Überwachungsprogramme für das Auftreten von Schädlingen und phytosanitäre 

Fördermaßnahmen für die Gebiete der Mitgliedstaaten in äußerster Randlage abdecken. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, dass EU-Referenzlaboratorien und Projekte unterstützt werden 

können, die auf die Verbesserung der Effizienz und der Wirksamkeit amtlicher Kontrollen 

abzielen. Daher kommen auch die Verfahren zur Vorlage und Bewertung der jährlichen und 

mehrjährigen Kontrollprogramme sowie das Verfahren zur Erstellung oder Aktualisierung der 

Liste der Tierseuchen und Pflanzenschädlinge für eine Kofinanzierung in Betracht. Dies wird 

in vereinfachter Form erfolgen, wobei die Beschlüsse zur Kostenerstattung in Zukunft nicht 

mehr von der Kommission getroffen werden. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und 

ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Unbeschadet von Artikel 5 ist für die in 

Artikel 1 genannte Ausgabenobergrenze 

für den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 

zum 31. Dezember 2020 ein Höchstbetrag 

von 1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen 

Preisen vorgesehen. 

1. Für die in Artikel 1 genannte 

Ausgabenobergrenze ist für den Zeitraum 

vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 

2020 ein Höchstbetrag von 

1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen 

vorgesehen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 5 entfällt 

Verwendung der Reserve für Krisen im 

Agrarsektor 

 

Die Beteiligung der Union an 

Maßnahmen für Notfallsituationen 

gemäß Titel II Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1 kann auch in 

Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 2 

Buchstabe e der Verordnung (EU) 

Nr. XXX/201X des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen 

Agrarpolitik finanziert werden. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 –Buchstabe b 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Mitgliedstaaten, in denen das 

Bruttonationaleinkommen pro Einwohner 

auf der Grundlage der jüngsten Eurostat-

Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

(b) Mitgliedstaaten und/oder Regionen, in 

denen das Bruttonationaleinkommen pro 

Einwohner auf der Grundlage der jüngsten 

Eurostat-Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Es sollten keine Finanzhilfen von 

weniger als 50 000 EUR gewährt werden. 

entfällt 
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